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Die NATO-Strategie und Europa

Lars Kroidi

 

Wird heute nach der neuen

NATO-Strategie gefragt, geht
es nicht mehr nur um die Auf-

gaben der NATO, sondern auch um die
konfliktträchtige Frage, wer diese in Zu-
kunft wann wahrnehmen wird. Dies hat
die Gegensätzlichkeit von US-amerikani-
schen und europäischen Außeninteressen
deutlicher werden lassen. Im Folgenden
sollen beide Problemkreise zur Sprache
kommen:einerseits die NATO-Strategie
und damit zusammenhängende Rechts-
fragen und andererseits das Gerangel um
die militärische Abnabelung Europas.

Ein Paradigmenwechsel: von der
Balance zur Kontrolle

Die Ziele der NATObestehenseitInkraft-
treten des Nordatlantikvertrages am 24.
August 1949 bis heute unverändert: „Die

Parteien werden zur weiteren Entwick-
lung friedlicher und freundschaftlicher
internationaler Beziehungen beitragen,
indem sie ihre freien Einrichtungen fe-
stigen, ein besseres Verständnis für die
Grundlagenherbeiführen, auf denendie-
se Einrichtungen beruhen, und indem sie
die Voraussetzungen für die innere Fe-
stigkeit und das Wohlergehenfördern. Sie
werden bestrebt sein, Gegensätze in ih-
rer internationalen Wirtschaftspolitik zu
beseitigen [...].“ So heißtes in Art. 2 des
NATO-Vertrages. Anders ausgedrückt, es
geht intern und extern um die Förderung
von Kapitalismus (= Grundlagen) und
parlamentarischem Regierungssystem (=
Einrichtungen), die als conditio sine qua
non internationalen Friedens gedacht
werden. Die Geschichte der NATO hat
dabei gezeigt, daß im Zielkonflikt die
„Grundlagen“ den „Einrichtungen“ vor-

gehen.
In den Hintergrund getreten ist hinge-

gen das ursprüngliche Konzept der Ba-
lance of Power. Wenngleich die NATO
militärisch nach wie vor durch Art. 5 und
6 NATO-Vertrag aufein klassisches Ver-
teidigungsbündnis unter Verweis aufdas
in Art. 51 UN-Charta verbürgte kollekti-
ve Selbstverteidigungsrechtfestlegtist,
werden heute die Begriffe „Verteidigung“
und „Sicherheit“ nicht mehr im Sinne

einer Abwehr bewaffneter Angriffe ver-
standen. Es gilt vielmehr ein über den
Wortlaut klassischer Selbstverteidigung
hinausgehendes, positiv definiertes Ver-
ständnis, das mit den wohlklingenden
Begriffen der „Konfliktprävention“ und
des „Krisenmanagements“ umschrieben

wird. Die NATO übernimmt die Aufga-
ben einer bewaffneten Ordnungsmacht
analog zum innerstaatlichen Polizeirecht,
die eingebettet in ein sicherheitspoliti-
sches Gesamtkonzept im Bedarfsfalle
Wirtschafts-, Finanz-, Umwelt- und Ent-

wicklungsinteressen der Mitgliedsstaaten
sichern und durchsetzensoll.' Im neuen
strategischen Konzept vom 24. April
1999 heißt es dazu unter anderem: „Si-
cherheitsinteressen des Bündnisses kön-
nen von anderen Risiken umfassender
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Natur berührt werden, einschließlich

Akte des Terrorismus, der Sabotage und
des organisierten Verbrechens sowie der
Unterbrechung der Zufuhr lebenswichti-
ger Ressourcen. Die unkontrollierte Be-
wegung einer großen Zahl von Men-
schen, insbesondereals Folge bewaffne-
ter Konflikte, kann ebenfalls Probleme

für die Sicherheit undStabilität des Bünd-
nisses aufwerfen.“

Statt der defensiven Balance, nun also die

offensive Kontrolle als offizielle Verteidi-
gungsstrategie. Statt dem militärisch ge-
dachten,ein integriertes Sicherheitskonzept.

  

 

Instrumente der Strategie

Mitder sogenannten Selbstmandatierung
hat der Washingtoner NATO-Gipfel vom
April 1999 endgültig die instrumentelle
Voraussetzung für das neue NATO-Ver-
ständnis geschaffen. Halten die NATO-
Mitglieder zur Interessendurchsetzung
eine militärische Intervention in einen
Drittstaat(„out ofarea“) für opportun, der
UN-Sicherheitsrat aber nicht, will der

NATO-Ratsich künftig selbst das Man-
dat geben. Diese Situation wird als
„Handlungsunfähigkeit‘“ des Sicherheits-
rates bezeichnet. Das zuvor zumindest
formal bestehende Gewaltmonopol des
UN-Sicherheitsrates nach Kapitel VII
UN-Charta, das mit einem begrenzten
individuellen und kollektiven Selbstver-

   en, nt

teidigungsrecht der Mitgliedsstaaten kor-
respondierte, ist somit offiziell abge-
schafft.
Seinen Ausgangspunkt hatte der

Kampfeinsatz „out of area“ bereits auf

der Tagung des NATO-Rates in Rom im
November 1990 im „Strategischen Kon-

zept des Bündnisses‘ gefunden und war
auf der NATO-Gipfelkonferenz in Brüs-
sel im Januar 1994 bekräftigt worden. Die
dort beschlossenen Einsatzformenließen
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sich allerdings noch in ein neues Ver-
ständnis des UNO-Systems einbinden.
NATO-Einsätzesollten entwederals sog.
„friedenserhaltene Maßnahmen“(peace-

keeping) unter dem Mandät der UNO
oder der OSZEerfolgen und die Zustim-
mung der kriegsführenden Parteien vor-
aussetzen. Odersie sollten ’als.sog.„frie-

denserzwingende Maßnahme“ (peace
enforcement) von einem Beschluß des

UN-Sicherheitsrates nach Art. 39/42 UN-

Charta abhängen.
Das qualitativ Neue der Selbstman-

datierungist damit, daß mit der Entbehr-
lichkeit eines vorgeschalteten UN-Ver-
fahrens der legitimatorische Rahmendes
UN-Systems und damit die Ebene völ-
kerrechtlich gerechtfertigten Handelns
verlassen wird.

Vom Biegen und Brechen des Völ-
kerrechts

Die heimische Völkerrechtslehreist hier
nun im aufrechten Kampf um das Völ-
kerrecht berufen, selbiges den neuen Rea-
litäten gefügig zu machen. So diskutiert
man die Selbstmandatierung unter dem
Begriff der „humanitären Intervention“

als Nothilferecht oder Repressalie. Das
Völkerrecht gewähre Individuen oder wie
auch immer definierten Volksgruppen
Rechte, die sie verteidigen könnten und
so, einem allgemeinen Grundsatz fol-
gend, auch nothilfefähig seien. Da Men-
schenrechtsverletzungen und Völker-
mord als Verstöße gegen sog. erga-
omnes-Verpflichtungen eine Völker-
rechtsverletzung auch gegenüber unbe-
teiligten Staaten darstellen, dürften die-
se gegenüber dem verantwortlichen Stö-
rer mit Repressalien reagieren. Wer aber
diese grundsätzlich korrekten Erwägun-
gen für die Rechtfertigung miltärischer
Einsätze vereinnahmt?,, unterschlägt, daß

Gewaltals Nothilfemittel oder Repressa-
lie im Völkerrecht nurin relativ klaren

 

Grenzenzulässig ist. Die „humanitäre In-

tervention“ wird schon aus Gründen
möglichen Mißbrauchs eindeutig nicht
erfaßt.
Darauf wird entgegnet, die Eigenart

des Völkerrechtsordnung wolle.es, daß
diese sich permanent im Wandel befin-
de. Der Völkerrechtsverstoß von Heute
könnte durch die Praxis von Morgenre-
trospektiv schon bald keiner mehrsein.?
Ein solcher Wandelstößt jedoch auf un-
überwindbare Hindernisse. Der Text der
UN-Chartaist der „humanitärenInterven-

tion“ nicht zugänglich, eine erforderliche
einheitliche RechtsüberzeugungderStaa-
ten nicht abzusehen. Die NATO-Staaten
können auf Grunddes Vorrangs der UN-
Charta (Art. 103), sowie der Qualität des
Gewaltverbots als zwingendes Völker-
recht nicht eine weitergehende Regelung
der „humanitären Intervention“treffen.

Es wäre auch absurd, denn würden Ruß-

land und Chinader neuen Praxis zustim-
men, könnte auch gleich der UN-Sicher-
heitsrat zum Militäreinsatz ermächtigen.

Verfassungsrechtliche Konsequen-
zen

An die völkerrechtlichen knüpfen die
verfassungsrechtlichen Probleme der
Selbstmandatierung an. Das Bundesver-
fassungsgericht hatte 1994 im Adria-,
Somalia- und AWACS-Verfahrendie ver-
fassungsrechtliche Grundlagefür „out of
area“-Einsätze der Bundeswehrin Art. 24
IIGGverortet. Wenn die Bundesrepublik
einem System gegenseitiger kollektiver
Sicherheit gemäß Art. 24 II GG beitreten
dürfe, sei hierin auch bereits eine Er-

mächtigung zum Peacekeeping und
-enforcement im Rahmendieses Systems
enthalten.* Nunstellt sich für das NATO-
Selbstmandatallerdings das Problem, daß
es sich bei der NATO gerade nicht um
ein System gegenseitiger kollektiver Si-
cherheit handelt.” Ein solchesrichtet sich
primär gegen den Friedensbruch eines
Mitglieds des Systems, sieht also keine
Einsätze „out of area“ vor. Selbst wenn

man aber wie das BVerfG® Beschlüsse
der NATO unterArt. 24 II GGfallenlas-
sen will, so würde Art. 24 II GG zumin-

dest einen völkerrechtskonformen Be-
schluß verlangen’, womit sich der Kreis
zu den obigen Ausführungenschließt. Ein
Bundestagsbeschluß zum Kriegseinsatz
unter NATO-Selbstmandat findet nicht
nur keine Grundlagein Art. 24 IIGG, son-
dern verstößt weiterhin gegen Art. 26 I
GG, der das völkerrechtliche Gewalt-

verbot in die Verfassung mit aufnimmt.
Von der NATO-Strategie berührt ist fer-

ner das Demokratieprinzip des Grundge-
setzes. Hier geht es um die Frage, ob die
in den Erklärungen der Staats- und Re-
gierungschefs festgelegte neue Strategie
eine faktische Modifikation des NATO-
Vertrages darstellt, die nach Art. 59 II 1

GG parlamentarischer Mitwirkung in

Form eines Zustimmungsgesetzesbedarf.
Selbst bei Zugrundelegung extensiver
Auslegungundderfür konstitutive Ver-
träge internationaler Organisation ent-
wickelten Lehreder „implied powers“ hat
die neue Strategie den Rahmendeseinst
vom Bundestagratifizierten NATO-Ver-
trages verlassen. Allerdings geht das
BVerfG davon aus, daß eine Mitwirkung
nach Art. 59 II 1 GG nurdann erforder-
lich ist, wenn eine Modifikation formal

durch Änderungsvertrag vollzogen wird.
Konsequenzist, daß die Exekutive wie
auf dem NATO-Gipfel in Washington
durch die Wahl einer entsprechenden
Handlungsform grundlegende völker-
rechtliche Änderungherbeiführen kann,
ohnesich eines parlamentarischen Veto-
rechts zu vergegenwärtigen. Hiergegen
wehrt sich die PDS-Bundestagsfraktion
seit Oktober 1999 in einem Organstreit-
verfahren vor dem BVerfG? Die Voraus-
setzung eines parlamentarischen Mit-
wirkungsaktes gemäß Art. 59 II 1 GG dür-
fe nicht lediglich an das Vorliegen eines
förmlichen Änderungsvertrages anknüp-
fen, sondern müsse vielmehr von einem

materiellen Kriterium der „wesentlichen

Änderung“ abhängen. Unterstützt wird
diese Auffassung vom Sondervotum zum
AWACS-Verfahren. Vier der Verfas-
sungsrichterInnen wollten völkerrechtli-
che Äußerungs- und Handlungsformen
ausreichenlassen,„die potentiell auf die

Änderungeinespolitischen Vertragesan-
gelegt sind“.?
Nun würde ein Mitwirkungsakt in

Form eines Bundesgesetzes bei den der-
zeitigen Verhältnissen im Parlamentletzt-
endlich zu keinen großartigen Konse-
quenzen für die NATO-Strategie führen.
Das Transformationsgesetz könnte aber
selbst Gegenstand einer abstrakten Nor-
menkontrolle werden und würde damit
die derzeit praktisch einzige Möglichkeit
eröffnen, eine verfassungsgerichtliche
Überprüfung der NATO-Strategie zu er-
wirken. Der für den konkreten Bundes-
wehreinsatz unter NATO-Selbstmandat
erforderliche Parlamentsbeschluß gemäß
Art. 42 IIGG - vom BVerfG im AWACS-
Verfahren vor allem aus der Verfassungs-
tradition hergeleitet - ist hingegen weder
einer Normenkontrolle noch einem
Organstreit zugänglich. So ist auch zu
resümieren, daß die neue NATO-Strate-
gie sich als legitimatorisch defizitär und
rechtswidrig darstellt, dieses Problem
aber wohl kaum die Gemüter in deut-
schen Gerichtssälen erhitzen wird. Ne-
ben dem PDS-Organstreit vorm BVerfG
bleibt aber auch der Ausgang des beim
IGH weiterhin anhängigen Verfahrens
der Bundesrepublik Jugoslawien gegen
NATO-Mitgliedsstaaten zum Kosovo-
krieg abzuwarten.'® Konsequent war
auch die Anfrage des kanadischen Jura-
professors Michael Mandel beim Inter-
nationalen Kriegsverbrechertribunal in
Den Haag am Anfang des Jahres, warum
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bei dereindeutigen Beweislage noch kei-
ne Anklage gegen führende NATO-Poli-
tiker und -Militärs erhobensei.'!!

Erosion der US-Dominanz

Während man sich über das Ob künfti-
ger Kriegseinsätze unter Selbstmandat
trotz der rechtlichen Unwegsamkeiten in
der NATO grundsätzlich einig ist, ver-
spricht die Frage des Wer und Wienicht
konfliktlos zwischen der USA undihren
europäischen Verbündeten vonstatten zu
gehen. Es geht dabei um die Herausbil-
dung einer „Europäischen Sicherheits-

und Verteidigungsidentität“ oder anders
ausgedrückt, um die miltärische Abnabe-
lung Europas vom US-Hegemon,die ins-
besondere von Frankreich und Deutsch-
land vorangetrieben wird.

In der NATO-Praxis zeichneten sich
bereits im Vorfeld der umstrittenen Bos-
nien-Operation „Deliberate Force“, so-

wie im Verlauf des Kosovokrieges Kon-
flikte im NATO-Bündnis ab. In Bosnien
ging es dabei um die Frage, wer über die
Durchführung von Luftbombardements
verfügen sollte: die USA oder die UNO.
Die bereits im Februar 1992 geschaffene
United Nations Protection Force
(UNPROFOR)!? hatte der UN-Sicher-
heitsrat mit einem sog. „robusten“ Man-

dat ausgestattet, welches die bewaffnete
Verteidigung von Hilfskonvois gegen
Übergriffe der serbischen Bürgerkriegs-
partei beinhaltete.'” Mit Resolution 836
vom 04.06.1993 wurde dieses Konzept
nicht nur auf die inzwischen geschaffe-
nen „Schuützzonen“ und Korridore aus-

geweitet, vielmehr war auch vorgesehen,
daß UN-Mitgliedsstaaten „acting na-

tionally or through regional organisations
or arrangements“ - gemeint war die
NATO- „unter der Befehlsgewaltdes Si-

cherheitsrates und vorbehaltlich einer en-
gen Abstimmung mit dem Generalsekre-
tär und der UNPROFOR,alle erforderli-

chen Maßnahmen“einsetzen sollten, um

die UNPROFORbeiderAusübungihres
Mandats zu unterstützen. '* Diese „enge

Abstimmung“ im Vorfeld des Waffen-
gangs gab Anlaß zum Disput. Die US-
Regierung begriff Resolution 836 ent-
sprechend der Praxis im Irak und Haiti
als „Licence to Kill“ und kündigte unge-
achtet einer entgegenstehendenEinschät-
zung des Generalsekretärs am 30.07.1993
an, den NATO-Verbündeten vorzuschla-

gen, nach eigenem Ermessen Angriffe
aufserbische Stellungen vorzunehmen."
Dagegen wandten sich im NATO-Rat
Anfang August 1993 (neben Kanada)die
europäischen Verbündeten, insbesonde-
re Frankreich, Belgien und Großbritan-
nien, so daß die USA schließlich einlenk-

ten: Die Wahl der anzugreifenden Ziele
solle von NATO und UNO genehmigt
und außerdem der konkrete Einsatzbefehl
nur vom UN-Generalsekretär gegeben

werden.'° Ein Umstand, der die bewaff-

nete Parteinahme zugunsten der bosni-
schen Regierung,für die etwa die „Be-

freiung“ des von Serbenbelagerten Flug-
hafen von Tuzla eherstrategische Bedeu-
tung hatte, zunächst verhinderte. Insbe-

sondere hatsich auch gezeigt, daß die von
US-amerikanischer und deutscher Seite
selbstsicher vorgetragene Beurteilung
von Übergriffen auf die Zivilbevölkerung
und deren Zuordnungzu Lasten derser-
bischen Bürgerkriegspartei nicht immer
verifiziert werden konnte.
Noch deutlicher ist die Herausforde-

rung der US-Führungsrolle im Verlauf
des Kosovokrieges geworden. Nachdem
die NATO drei Wochen bombardiert hat-
te, ohne irgendeinem ihrer Kriegsziele
nähergekommenzu sein, präsentierte der
deutsche Außenminister Mitte April 1999
einen deutschen Friedensplan'”’ , der - wie
Elsässer zusammenfaßt- eine Kampfan-
sage gegen die USA beinhaltete: „Die
künftige „Implementation Force“ für ein

Kosovo-Protektorat sollte UNO-geführt
sein - was im krassen Gegensatz zu allen
NATO-Beschlüssen seit Oktober 1998
stand. Damit wäre Rußland wieder „mit

im Boot“ - die USA aber, während der

Kriegsführungdie unangefochtene „lead
nation“, würden nur einer unter vielen

Partnern sein.“!® Die Kritik der USA war
dann auch unmißverständlich und man
könnte meinen, daß die versehentliche

Bombardierung der chinesischen Bot-
schaft aus Versehen Fischers Friedens-
plan traf, dessen Chancen auch von Chi-
nas Zustimmung im UN-Sicherheitsrat
abhingen.!? Die in Petersberg ausgearbei-
tete Resolution 1244 v. 10.06.1999 be-
deutete schließlich doch einen deutschen
Sieg. Es wurdetrotz der chinesischen Be-
denken gegen eine weitere Aufspaltung
Jugoslawiens im Ergebnis ein Protekto-
rat vereinbart, das mit der United Nations

Mission in Kosova (UNMIK) UNO-re-
giert ist und dem französischen Leiter
Bernard Kouchner sowie einem deut-
schen „Innenminister“ und Ex-Apo-

Kämpfer Tom Koenigsunterliegt.

NATO-Konkurrentin WEU

Dennoch könnte so mancheRIdealistIn
unter uns geneigt sein, dem Ganzen Po-
sitives abzugewinnen. So führt doch die
europäische Gegnerschaft zur US-Au-
Benpolitik in den angesprochenen Bei-
spielen zu einer Einbeziehung und somit
Stärkungder internationalen Institutionen
kollektiver Friedenssicherung, sprich
UNOund OSZE.Verwiesen wird in die-
sem Kontext auch gerne auf das instru-
mentelle Menschenrechtsverständnis der
USA im Gegensatz zum Leitbild der
Menschenrechte in der deutschen bzw.
europäischen Außenpolitik, das hie und
da in einem tragischen Konflikt mit den
widrigen Verhältnissen gerate.
Ein solcher qualitativer Unterschied

zwischen den militärischen Ambitionen

 
von USA und Europaist hingegen
schwerlich auszumachen.So hat die Ent-
wicklung einer europäische Position mit
der von den Grünen einst anvisierten
Überstellung von multinationalen Einhei-
ten an die UNO? im Rahmen vonArt.
43 UN-Charta wenig zu tun. Vielmehr
steht aufder Agendafür das 21. Jahrhun-
dert, künftig auch ohne Beteiligung der
USA bei Krisen wie im Kosovo „out of

area“ Ordnung zu schaffen - mit oder
ohne UN-Mandat. Organisatorisch war
Ausgangspunkthierfür die Wiederbele-
bungderbereits 1954 gegründeten West-
europäischen Union (WEU) durch die
Aufnahmein die „Gemeinsamen Außen-

und Sicherheitspolitik‘“ (GASP) der EU
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im (damaligen) Art. J des Maastrichter
Vertrags vom 07.02.1992. Art. J.4 visier-
te eine gemeinsameVerteidigungspolitik
im Rahmen der WEUan, die in der

Petersberger Erklärung im Juni 1992 eine
erste konkrete Ausgestaltung erfuhr: Die
WEU-Mitglieder beschlossen „militäri-

sche Einheiten des gesamten Spektrums
ihrer konventionellenStreitkräfte für un-
ter Befehlsgewalt der WEU durchgeführ-
te militärische Aufgaben zur Verfügung
zu stellen“. Diese Einheiten sollten „in

Übereinstimmung mit dem neuen Ver-
ständnis von Art. 5 des NATO-Vertrags
bzw. Art. V des geänderten Brüssler Ver-
trags“ für „humanitäre Aufgaben und

Rettungseinsätze“, friedenserhaltende
und friedenserzwingende Maßnahmen
eingesetzt werden (sog. Petersberger
Aufgaben).?!

Wenngleich man in Art. 17 des Am-
sterdamer Vertrages insbesondere auf-
grund britischer Bedenken noch recht
allgemein übereinkam, die WEU in An-
spruch zu nehmen, um die Entscheidun-
gen und Aktionen der Union mit ver-
teidigungspolitischen Bezügen auszuar-
beiten und durchzuführen, so hat diese

Absicht aufder EU-Konferenzin Helsin-
ki im Dezember 1999 mit der Diskussi-
on um die Schaffung einer europäischen
Streitmacht „zur Krisenbekämpfung und

Krisenvermeidung“ (60.000 Soldaten)
konkrete Züge angenommen.?? Daß dies
nicht ohne Konflikte im NATO-Bündnis
vonstatten gehen wird,hat sich erneut auf
der 36. MünchenerSicherheitskonferenz
Anfang Februar diesen Jahres angekün-
digt. Zwar begrüßte der US-Verteidi-
gungsminister Bill Cohen den Aufbau
einer europäischen Krisenreaktions-
truppe- dies ist auch eine Frage der Ko-
stenlast-, gleichzeitig hegte erjedoch die
Sorge, die Europäer würden im Bemü-
hen um einestärkere sicherheitspolitische
Rolle „eine neue Bürokratie aufbauen“.

Daß es der USA weniger um die Büro-
kratie als um Einfluß geht, hat WEU-
Generalsekretär Javier Solana (,„Mr.

GASP“) dann auchsofort verstanden und
die „Kompatibilität mit der Nato“ zu ei-

nem Leitprinzip beim Aufbau europäi-

   
scher Verteidigungsstrukturen erklärt.
Auch Fischer ließ sich zu einem „Die

USA habenin dieser Hinsicht keine Sor-
ge nötig“ hinreißen. Die „Bündnis-
hierarchie“, wie die FAZ mit verhaltenen
Grollentituliert, soll institutionell wei-

terhin ein Recht der NATO (bzw. der
USA) „aufden ersten Zugriff“ vorsehen.
Hier setzte das bereits 1996 zum Ab-
schluß gebrachte Konzept der Combined
Joint Task Force an, das neben Einsätzen

unter NATO-Führung, sowie solchen
unter Einbeziehung von Nicht-Mitglie-
dern insbesondere im Rahmender„Part-

nerschaft für den Frieden“, für mögliche
alleinige „Kriseninterventionen“ unter

Führung der WEU vorgesehenist, letz-
teres allerdings mit der Möglichkeitei-
nes amerikanischen Vetos.

Fazit

Die ganzen Verfahren und Strukturen ge-
ben nichtgerade ein übersichtliches Bild
ab, sind aber als Ausdruck zunehmend

widersprüchlicher Interessen innerhalb
des NATO-Systems zu begreifen. Wäh-
rend bei ökonomischer Betrachtungdie
konkurrierenden bis offen gegensätzli-
chen Interessen Europas, insbesondere
Eurodeutschlands gegenüber der USA
kaum bestritten werden, wird die flankie-

rende militärische Abnabelung bei der
Verfolgung neokolonialer Interessenerst
in jüngerer Zeit verstärkt als Gegensatz
wahrgenommen.Oder anders: „Unzwei-

felhaft ist daher die Tatsache, daß der

Übergangdes Kapitalismus auf die Stu-
fe des monopolistischen Kapitalismus,in
das Finanzkapital, mit eine Verschärfung
des Kampfes um die Teilung der Welt
verknüpftist...“ (Lenin 1916). Dieser
Kampffindet zwar außerhalb des Völker-
rechts, aber gegenwärtig noch innerhalb
desinstitutionellen Rahmens der NATO
statt. Nichtsdestoweniger geben diese
Entwicklungen Anlaß, der militärischen

“ Einigung Europas unter keinem Gesichts-
punktpositives abzugewinnen.

Lars Kroidl hat Politik und Jura
in Göttingen studiert undist Refe-
rendar in Bremen.
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